
Der „neue“ Facharzt

| Trauma und Berufskrankheit · Supplement 3 · 2004S310

Auftrag und Ziel 
der gesetzlichen Unfallversicherung

Den Trägern der gesetzlichen Unfallver-
sicherung kommt die wichtige Aufgabe
zu, nach Eintritt von Arbeitsunfällen die
Gesundheit und die Leistungsfähigkeit
der Versicherten mit allen geeigneten Mit-
teln wieder herzustellen (§1 Nr. 2 Sozial-
gesetzbuch VII – SGB). Das bedeutet, die
optimale medizinische Betreuung des Ver-
sicherten sowie seine berufliche und sozi-
ale Wiedereingliederung stehen stets im
Vordergrund aller Bemühungen. Ziel ist
die bestmögliche Wiedereingliederung in
Arbeit, Beruf und Gesellschaft.

Zur Erreichung dieses Ziels haben die
UV-Träger den gesetzlichen Auftrag, alle
Maßnahmen zu treffen, durch die eine
möglichst frühzeitig nach dem Versiche-
rungsfall einsetzende und sachgemäße
Heilbehandlung und,so weit erforderlich,
besondere unfallmedizinische Behand-
lung gewährleistet wird (§34 SGB VII).
Die Unfallversicherungsträger sind er-
mächtigt,die von den Ärzten und Kranken-
häusern zu erfüllenden Voraussetzungen
im Hinblick auf die fachliche Befähigung,
die sächliche und personelle Ausstattung
sowie die zu übernehmenden Pflichten
festzulegen. Von diesem Organisations-
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recht haben die Unfallversicherungsträger
Gebrauch gemacht und ein umfangrei-
ches und bewährtes Instrumentarium
geschaffen. Die im Bereich der Akutver-
sorgung nach einem Arbeitsunfall bedeu-
tendsten Verfahren sind

▂ das Durchgangsarztverfahren,
▂ das Verletzungsartenverfahren sowie
▂ das H-Arzt-Verfahren.

Anforderungen 
an den Durchgangsarzt

Die Landesverbände der gewerblichen
Berufsgenossenschaften lassen Ärzte als
Durchgangsärzte zu, wenn sie die in den
„Anforderungen der gesetzlichen Unfall-
versicherungsträger nach §34 SGB VII zur
Beteiligung am Durchgangsarztverfah-
ren“ normierten Voraussetzungen erfül-
len. Hiernach wird ein Arzt am Durch-
gangsarztverfahren beteiligt,der gewähr-
leistet,dass Qualität und Wirksamkeit der
Leistungen zur Heilbehandlung und Re-
habilitation dem allgemein anerkannten
Stand der medizinischen Erkenntnisse
entsprechen und den medizinischen Fort-
schritt berücksichtigen. Neben einer be-
stimmten sächlichen und personellen Aus-
stattung der Praxis muss der Arzt eine be-

stimmte fachliche Qualifikation nachwei-
sen.Nach In-Kraft-Treten der seit 1.1.1999
gültigen Fassung der Anforderungen muss
der Durchgangsarzt zur Behandlung Ar-
beitsunfallverletzter zum Führen der deut-
schen Facharztbezeichnung Chirurgie
und der deutschen Schwerpunktbezeich-
nung Unfallchirurgie berechtigt sein.

Dem Durchgangsarzt kommt bei der
Behandlung von Arbeitsunfallverletzten
eine besondere Stellung im Zusammen-
hang mit der Steuerung des Heilverfah-
rens zu.Insbesondere bei über den Unfall-
tag hinaus bestehender Arbeitsunfähig-
keit oder einer voraussichtlich länger als
1 Woche andauernden Behandlungsbe-
dürftigkeit haben Arbeitgeber und Haus-
ärzte die Verpflichtung dafür zu sorgen,
dass sich Arbeitsunfallverletzte unver-
züglich einem Durchgangsarzt vorstellen.
Dieser entscheidet, ob allgemeine (haus-
ärztliche) Heilbehandlung ausreicht oder
besondere Heilbehandlung erforderlich
ist. Besondere Heilbehandlung kann der
Durchgangsarzt in weitgehend freiem
Ermessen einleiten und durchführen,
wenn Art und Schwere der Verletzung es
erfordern. Aber auch in Fällen der allge-
meinen Behandlung ist es seine Aufgabe,
den Heilverlauf im Rahmen eines Nach-
schauverfahrens zu überwachen.
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Zusammenfassung
Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung
haben mit allen geeigneten Mitteln den durch
einen Arbeitsunfall verursachten Gesundheits-
schaden zu beseitigen oder zu verbessern, seine
Verschlimmerung zu verhüten und seine Folgen
zu mildern.Sie haben dazu alle Maßnahmen zu
treffen, durch die eine möglichst frühzeitig ein-
setzende, sachgemäße und ggf.besondere un-
fallmedizinische Heilbehandlung gewährleistet
wird.Zu diesem Zweck können sie die von Ärzten
und Krankenhäusern zu erfüllenden Vorausset-
zungen u.a.auch im Hinblick auf die fachliche
Befähigung festlegen.Die Anforderungen der
gesetzlichen Unfallversicherungsträger setzen
für die Beteiligung am Durchgangsarzt- und Ver-
letzungsartenverfahren den Facharzt für Chirur-
gie mit Schwerpunktbezeichnung Unfallchirurgie
voraus.Dies gewährleistet eine qualitativ hoch-

wertige unfallmedizinische Behandlung.Der
Erwerb der neuen Facharztbezeichnung für Or-
thopädie und Unfallchirurgie wird ohne zusätz-
liche Qualifikation im Bereich Traumatologie den
bisherigen Qualitätsmaßstäben nicht gerecht
werden können.Auf die Einführung einer drei-
jährigen Zusatz-Weiterbildung im Sinne einer
Spezialisierung im Bereich der Unfallchirurgie
kann deshalb nicht verzichtet werden.Andern-
falls müssten in den Anforderungen der UV-Trä-
ger über die Facharztqualifikation hinaus beson-
dere fachliche Zulassungsvoraussetzungen defi-
niert werden.

Schlüsselwörter
Heilverfahren · Durchgangsarztverfahren ·
Verletzungsartenverfahren · Facharzt für
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The statutory occupational accident insurance
institutions in Germany are required to enable
the application of all suitable means to provide
healing of or relief from injuries caused by occu-
pational accidents, to prevent worsening of the
conditions they cause, and to alleviate their
sequelae.To this end the insurers are obliged to
ensure that appropriate curative treatment is
provided as early as possible,, including specific
traumatological care if necessary.They are there-
fore empowered to specify the requirements
that have to be fulfilled by doctors and hospitals,
including the professional qualifications needed.
The statutory accident insurance institutions
specify that qualification as a surgeon with spe-
cial training in traumatology is required before
an individual is entitled to work within the
insurance accident consultant scheme and
engage in the injury-related group procedure,

ensuring a high standard of traumatological
therapy. Acquisition of the new title „specialist in
orthopaedic traumatology“ alone will not meet
the current quality standards without an addi-
tional qualification in traumatology. It is thus
essential that a three-year postgraduate training
course leading to qualification as a specialist in
orthopaedic traumatology be introduced. Oth-
erwise, special professional licensing conditions
over and above the current specialist qualifica-
tions would have to be defined in the require-
ments laid down by the statutory accident insur-
ance institutions.

Keywords
Curative treatment · Insurance accident consul-
tant scheme · Injury-related group procedure ·
Orthopaedic traumatology specialist ·
Requirements

The „new“ specialist in orthopaedic traumatology: 
the demands of therapy

Abstract

Anforderungen der UV-Träger 
im Verletzungsartenverfahren

Im Verletzungsartenverfahren (VAV) müs-
sen Arbeitsunfallverletzte bei bestimm-
ten schweren,katalogmäßig niedergeleg-
ten Verletzungen grundsätzlich an be-
sonders zugelassene Krankenhäuser über-
wiesen werden. Der dort tätige verant-
wortliche Arzt im Verletzungsartenver-
fahren, der gleichzeitig über die Zulas-
sung als Durchgangsarzt verfügen muss,
beurteilt und entscheidet,ob die Behand-
lung stationär oder ambulant erfolgt.Hält
er eine ambulante Behandlung für aus-
reichend, kann er diese entweder selbst
durchführen oder einen anderen qualifi-
zierten Arzt damit beauftragen.

Grundlage der Zulassung sind die
„Anforderungen der gesetzlichen Unfall-
versicherungsträger nach §34 SGB VII an
Krankenhäuser zur Beteiligung an der
besonderen stationären Behandlung von
Schwer-Unfallverletzten (Verletzungsar-
tenverfahren – VAV)“.Danach werden am
Verletzungsartenverfahren Krankenhäu-
ser u. a. dann beteiligt, wenn die Abtei-
lung zur Behandlung Schwerunfallver-
letzter von einem Arzt geleitet wird, der
zum Führen der deutschen Facharztbe-
zeichnung Chirurgie und der deutschen
Schwerpunktbezeichnung Unfallchirur-
gie berechtigt ist. Darüber hinaus ist es
erforderlich,dass der verantwortliche Arzt
nach Erwerb der Schwerpunktbezeich-
nung Unfallchirurgie mindestens 3 Jahre
in der unfallchirurgischen Abteilung eines
von den gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträgern beteiligten Krankenhauses
tätig gewesen ist.Er muss außerdem über
die Weiterbildungsbefugnis im Schwer-
punkt Unfallchirurgie verfügen, die im
Regelfall 2 Jahre nicht unterschreiten soll.
In der Abteilung muss darüber hinaus
mindestens ein weiterer Facharzt für Chi-
rurgie mit der Schwerpunktbezeichnung
Unfallchirurgie angestellt sein.

Sinn der hohen Anforderungen

Das erklärte Ziel der ausdrücklich an die
fachliche Befähigung hohe Ansprüche
stellenden Anforderungen ist die Sicher-
stellung einer frühzeitig einsetzenden
unfallchirurgischen Versorgung auf qua-
litativ hohem Niveau durch besonders
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Fazit

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der neue
Facharzt für Orthopädie und Chirurgie nur
mit Zusatzweiterbildung in spezieller Unfall-
chirurgie die Voraussetzungen für die Beteili-
gung als Durchgangsarzt erfüllen kann.Wie
bereits bisher wird der verantwortliche Arzt
eines am Verletzungsartenverfahren beteilig-
ten Krankenhauses darüber hinaus auch
weiterhin zusätzliche Zeiten im zugelassenen
Krankenhaus und die entsprechende Weiter-
bildungsermächtigung nachweisen müssen.
Für den H-Arzt wird die alleinige Facharzt-
qualifikation für Orthopädie und Chirurgie
ohne Zusatzweiterbildung in spezieller Unfall-
chirurgie als Zulassungsvoraussetzung vor-
aussichtlich ausreichend sein.
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ausgewählte Ärzte bzw.Krankenhäuser in
Erfüllung des gesetzlichen Auftrags der
Heilbehandlung mit allen geeigneten Mit-
teln.

Kann der „neue“ Facharzt 
dem Anspruch des Heilverfahrens
gerecht werden?

Nach Verwirklichung der Zusammen-
führung von Orthopädie und Unfallchi-
rurgie innerhalb des Gebietes „Chirurgie“
zu einem neuen Facharzt für Orthopädie
und Unfallchirurgie stellt sich die Frage,
ob und welche Auswirkungen sich hier-
aus auf die Verfahren im Rahmen der
berufsgenossenschaftlichen Heilbehand-
lung ergeben können. Grundlage der
Überlegungen ist,dass mit der geplanten
Novellierung der Weiterbildungsordnung
kein Qualitätsverlust in der Versorgung
Arbeitsunfallverletzter eintreten darf.Die
besonderen Anforderungen der gesetz-
lichen Unfallversicherungsträger haben
sich in der Vergangenheit bewährt. Sie
gewährleisten eine qualitativ hochwerti-
ge unfallmedizinische Behandlung. Die
Anforderungen zu unterschreiten,würde
die Qualität der Versorgung negativ beein-
flussen. Bereits im Sommer des vergan-
genen Jahres wies deshalb der Hauptver-
band der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften in einem Brief an den Präsiden-
ten der Deutschen Gesellschaft für Unfall-
chirurgie darauf hin,dass der in 6 Jahren
zu erwerbende neue Facharzt für Ortho-
pädie und Unfallchirurgie ohne zusätzli-
che Spezialisierung im unfallchirurgi-
schen Sektor keinesfalls automatisch zur
Teilnahme am Durchgangsarztverfahren
oder am Verletzungsartenverfahren qua-
lifizieren kann.

Die bisherigen Anforderungen zielen
auf eine insgesamt 8-jährige Weiterbil-
dungszeit, die nach dem Erreichen des
Facharztes für Chirurgie eine 3-jährige
Schwerpunktweiterbildung in der Unfall-
chirurgie voraussetzt.Nach Überzeugung
der gesetzlichen Unfallversicherungsträ-
ger sollte auch in der neuen Weiterbil-
dungsordnung, aufbauend auf die Fach-
arztweiterbildung ein Schwerpunkt Trau-
matologie eingeführt werden, durch den
die zur Behandlung Schwerunfallverletz-
ter unabdingbare zusätzliche fachliche
Kompetenz erworben werden kann.Alter-

nativ käme lediglich in Betracht, das für
den Durchgangsarzt und den verant-
wortlichen Arzt im Verletzungsartenver-
fahren erforderliche unfallchirurgische
Anforderungsprofil nicht mehr nur an den
Vorgaben der Weiterbildungsordnung zu
orientieren,sondern in den Anforderun-
gen der Unfallversicherungsträger gezielt
in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht zu
definieren.

Die Unfallversicherungsträger befin-
den sich mit ihrer Forderung nach einer
Spezialisierungsmöglichkeit im Konsens
mit der Auffassung der Deutschen Gesell-
schaft für Unfallchirurgie. Ein entspre-
chender Vorschlag zur Einführung einer
Schwerpunktbildung „spezielle Unfall-
chirurgie“ mit dem Ziel die hohe Qualität
der Unfallversorgung auch unter den zu-
künftigen Facharztstrukturen zu gewähr-
leisten,wurde an die Bundesärztekammer
herangetragen. Dabei wurde deutlich ge-
macht, dass eine Facharztweiterbildung
ohne die Möglichkeit einer 3-jährigen Zu-
satzqualifikation nicht akzeptabel ist.

Zusatzweiterbildung 
„spezielle Unfallchirurgie“

Der aktuelle Entwurf einer novellierten
(Muster-)Weiterbildungsordnung 2003
mit Stand Februar 2003 sieht erfreulicher-
weise eine 3-jährige Zusatzweiterbildung
in spezieller Unfallchirurgie vor. Sie um-
fasst in Ergänzung zur Facharztkompe-
tenz

▂ die Behandlung von Verletzungen
höherer Schwierigkeitsgrade und
deren Folgezuständige,

▂ die Organisation, Überwachung und
Durchführung der Behandlung von
Schwerverletzten und

▂ die Behandlung und Dokumentation
im Rahmen des Verletzungsartenver-
fahrens.

Diese spezielle unfallchirurgische Quali-
fikation ermöglicht den Erhalt des hohen
Standards der Unfallchirurgie im deutsch-
sprachigen Raum und gewährleistet die
Erfüllung der fachlichen Anforderungen
der UV-Träger an die Beteiligung von Ärz-
ten im Rahmen des Durchgangsarztver-
fahrens und im Wesentlichen auch des
Verletzungsartenverfahrens.


